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			„Veränderte Tonlage“

			Umweltpolitiker Flasbarth lobt Argentiniens neue Klima-Haltung
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			Jochen Flasbarth (l.) mit dem deutschen Botschafter Bernhard Graf von Waldersee. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/mc) - „Die gute Nachricht ist: Argentinien steht weiter hinter dem Pariser Abkommen.“ Zu dieser positiven Einschätzung kam der deutsche Staatssekretär im Umweltministerium, Jochen Flasbarth (SPD), bei seinen politischen Gesprächen, die er vor wenigen Tagen in Buenos Aires führte. Angesichts der „gemischten Signale“, die derzeit von der neuen US-Regierung kämen, sei es umso wichtiger zu vernehmen, dass ein Land wie Argentinien sich weiterhin den 2015 UN-Klimakonferenz in Paris beschlossenen Vereinbarungen zur Begrenzung der globalen Erwärmung verpflichtet fühle.

			Flasbarth, der mit den hiesigen Ministern Juan José Aranguren (Energie) und Sergio Bergman (Umwelt) zusammentraf, machte in Argentinien ohnehin eine „deutliche Veränderung der Tonlage“ in Bezug auf klimapolitische Fragen aus: Sei das Land auf diesem Feld früher eher „eine Bremse“ gewesen, so gebe es jetzt Bereitschaft, global Verantwortung mitzuübernehmen. In der Vergangenheit habe Argentinien zu den Ländern gehört, die die Schuld für die Klimaerwärmung lediglich bei den Industrieländern gesehen, aber jede eigene Verantwortung abgelehnt hätten, so Flasbarth. Er warb in diesem Zusammenhang darum, die starre Zweiteilung der Welt in Industrie- und Entwicklungsländer aufzugeben.

			Angesichts der neuen Aufgeschlossenheit der argentinischen Seite seien beide Länder bestrebt, gemeinsame Projekte zum Umweltschutz zu definieren und auf den Weg zu bringen, erläuterte der Umwelt-Staatssekretär. Dies könne beispielsweise im Bereich der erneuerbaren Energien erfolgen - gerade bei Wind- und Solar-

			energie habe Argentinien ein „riesengroßes Potenzial“. Chancen für gemeinsame Vorhaben sieht der Umweltpolitiker aber auch in der Restaurierung von Wäldern, welche dann auch wirtschaftlich genutzt werden könnten.

			In Buenos Aires galt es, Gemeinsamkeiten herauszuarbeiten. Themen, bei denen es unterschiedliche Einstellungen in beiden Ländern gibt, wie etwa der Einsatz von Gentechnik in der Landwirtschaft, wurden hingegen eher zurückgestellt: „Das hat keine große Rolle gespielt“, sagt Flasbarth in Bezug auf die Grüne Gentechnik, zu deren Kritikern er in Deutschland gehört. „In Südamerika gibt es dazu eine andere Haltung.“ Vor allem Argentiniens Exportschlager Soja ist gentechnisch verändert. Das geplante Gespräch Flasbarths mit Agrarminister Ricardo Buryaile wurde von argentinischer Seite kurzfristig abgesagt, allerdings aus terminlichen Gründen, wie Flasbarth betonte.

			„Keinen ideologischen Konflikt“ sieht Flasbarth, was die Haltung beider Länder zum „Fracking“ betrifft. Die Förderung unkonventioneller Erdgasvorkommen wie etwa in Vaca Muerta in Neuquén, könne eine Übergangslösung darstellen auf dem Weg, die Abhängigkeit von konventionellen Energieträgern wie Kohle und Öl zu überwinden, meint der Sozialdemokrat. „Fracking“ müsse aber auf umweltverträgliche Weise erfolgen, mahnt Flasbarth. In Deutschland spiele „Fracking“ eine untergeordnete Rolle, da die alternativen Energien bereits sehr weit ausgebaut seien und zudem Erdgas aus Russland komme.

			Energieminister Aranguren, früher Manager des Erdölkonzerns „Shell“, habe sich vor allem dafür interessiert, wie in Deutschland der Ausstieg aus der Atom-

			energie gestaltet werde, erzählt Flasbarth. Dabei habe er seinem argentinischen Gesprächspartner gegenüber die Sichtweise vertreten, dass die Atomenergie letztlich ökonomisch nicht sinnvoll und zudem gesellschaftlich enorm konfliktreich sei. Argentinien verfolgt gleichwohl eine Politik des weiteren Ausbaus der Atomkraft.
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			Die Woche in Argentinien

			Saftige Maut-Erhöhung

			Auf den Autobahnen der Stadt Buenos Aires wird ab sofort deutlich mehr zur Kasse gebeten als bislang. Seit vorgestern müssen Verkehrsteilnehmer bis zu 83 Prozent mehr an Maut für die Benutzung der Schnellstraßen bezahlen. Zudem wurden die Hauptverkehrszeiten, an denen ohnehin höhere Gebühren fällig werden, ausgedehnt. Richtung Innenstadt gilt der Zeitraum von 7 bis 11 Uhr (bislang bis 10 Uhr) als Hauptverkehrszeit, Richtung Provinz von 16 bis 20 Uhr (bislang ab 17 Uhr). An den Mautstationen an der Kreuzung der Autobahnen „25 de Mayo“ und „Perito Moreno“ klettert der Tarif zum Passieren der Kontrollstellen zur normalen Verkehrszeit von 25 auf 40 Pesos und zur Hauptverkehrszeit von 30 auf 55 Pesos. Verkehrsteilnehmer, die das elektronische Mautsystem „Aupass“ nutzen, zahlen weniger: 34 Pesos zur normalen Verkehrs- bzw. 46,75 Pesos zur Hauptverkehrszeit. Auf der Autobahn „Illia“ kostet eine Fahrt entsprechend der Uhrzeit ab sofort 17 bzw. 25 Pesos (bislang 10 bzw. 15 Pesos) und mit „Aupass“ 14,45 bzw. 21,25 Pesos. An der Mautstation „Alberti“ auf der „25 de Mayo“, wo es keine unterschiedlichen Tarifzeiten gibt, klettert der Normalpreis von 8 auf 13 Pesos. Mit „Aupass“ kostet es 11,05 Pesos. 

			Ende für „Fußball für alle“

			Das Ende des Gratis-TV-Programms „Fußball für alle“ ist längst beschlossene Sache. Aber erst am Montag verständigten sich Vertreter des nationalen Fußballverbandes AFA, der Nationalregierung sowie der wichtigsten Fußballclubs in einer Sondersitzung auf die sofortige Auflösung der bisherigen Vereinbarungen, die noch aus der Zeit der Kirchner-Regierungen stammen. Löser des Konflikts war die Ankündigung der Nationalregierung, die bereits im Dezember fällig gewordene und bislang nicht ausgezahlte Rate von 350 Millionen Pesos an die AFA zu überweisen. Weitere 140 Millionen Pesos erhalten die Clubs von der öffentlichen Rundfunkanstalt RTA (Radio y Televisión Argentina) und 40 Millionen vom Hauptsponsor „Axion Energy“. Der Kompromiss muss nun noch von der Vollversammlung der AFA abgesegnet werden. Durch die Einigung hoffen die Verantwortlichen, dass der Spielbetrieb der Ersten Liga (Primera División) am 3. März wieder aufgenommen werden kann. 

			Renovierung von Retiro

			Der Busbahnhof Retiro soll wieder in Schuss gebracht werden. Das nationale Transportministerium hat eine öffentliche Ausschreibung gestartet, um für die kommenden 20 Jahre einen neuen Betreiber für den größten Busterminal des Landes zu finden. Die bisherige Konzession, die der unter Korruptionsverdacht stehende Unternehmer Néstor Emilio Otero innehat, läuft aus. Von einem neuen Betreiber erwartet das Transportministerium nicht nur die Zahlung einer Pacht, sondern auch eine umfassende Renovierung und Erweiterung des Busbahnhofs, der täglich von rund 50.000 Reisenden benutzt wird. Die Kosten dafür werden auf 500 Millionen Pesos geschätzt. Im Gegenzug soll die Firma, die den Zuschlag erhält, nicht nur Nutzungsgebühren von den Transportfirmen kassieren können. Es soll ihr auch die Möglichkeit eingeräumt werden, ein Hotel oder andere kommerzielle Gebäude auf dem Areal zu errichten.

			Ärger wegen Homo-Ehe

			Die katholische Kirche hat mit dem hiesigen Ableger der Pfadfinderbewegung wegen Unterstützung der Homo-Ehe gebrochen. Das weltweit agierende Jugendnetzwerk sei vor Monaten gewarnt worden, schrieb der Erzbischof von Buenos Aires, Mario Poli, in einem am Samstag publik gewordenen Brief. In den neuen Lehrbüchern des argentinischen Pfadfinderverbandes sei die klassische Definition der Ehe als Bund von Mann und Frau durch eine neue Formulierung - Bund zweier Personen - ersetzt worden, klagte Poli. Damit sei ein Punkt erreicht, an dem es kein Zurück mehr gebe. Die Kirche werde nun eine eigene katholische Jugendbewegung unterstützen, schrieb Poli. 

			Macri nach Spanien

			Präsident Mauricio Macri wird in der kommenden Woche zu einem dreitägigen Staatsbesuch in Spanien weilen. Am Mittwoch will der Staatschef der Eröffnung der traditionellen Kunstmesse ARCO in Madrid beiwohnen, bei der Argentinien in diesem Jahr Ehrengast ist. Des Weiteren steht ein Treffen mit dem spanischen Regierungschef Mariano Rajoy auf dem Besuchsprogramm. Dabei sollen vier Abkommen zur Zusammenarbeit auf den Feldern Kultur und Bildung unterzeichnet werden. Unter anderem geht es um die gegenseitige Anerkennung von Universitäts- und Berufsabschlüssen. 

			Bankangestellte streiken

			Der Lohnkonflikt in der Bankbranche verschärft sich. So kündigte die Gewerkschaft der Bankangestellten (AB) an, den für den heutigen Freitag geplanten Streik auf Montag und Dienstag auszuweiten. Seitens der Gewerkschaften wird moniert, dass die im November vereinbarten Gehaltserhöhungen um 24 Prozent nicht umgesetzt wurden. Das Arbeitsministerium versagte der Vereinbarung die amtliche Zustimmung, die Arbeitgeberseite zahlte nicht aus. Verhandlungen am vorigen Dienstag mit dem Ziel, den Streik doch noch abzuwenden, scheiterten. (AT/mc/dpa)
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			Streiks

			Streiks werden bekanntlich von Gewerkschaftern ausgerufen und von ihren Mitgliedern befolgt. Darauf beruht die Macht der Gewerkschaften in der Gesellschaft. Diese Macht wurde ihnen im Gewerkschaftsgesetz (Ley de asociaciones profesionales) zugestanden. Mitglieder der Gewerkschaften genießen finanzielle Vorteile. Ihre Beiträge werden von den Arbeitgebern einbehalten und zusammen mit den unternehmerischen Beiträgen zwangsmäßig einbezahlt. In anderen Ländern kümmern sich die Gewerkschafter selber um die Beiträge ihrer Mitglieder.

			Die Regierung kann in bestimmten Fällen Streiks für illegal erklären, was dann den Unternehmern gestattet, die Löhne während der Streiktage nicht zu zahlen. Streiks sind im Prinzip illegal, wenn sie sich nicht an die gesetzlichen Normen halten, z.B. die Ruhepause während der obligatorischen Schlichtung (conciliación obligatoria) nicht einhalten. Generalstreiks, wenn sie sich nicht auf einen konkreten Konflikt zwischen einer Gewerkschaft und einem Unternehmen oder einer Branche beziehen, sind prinzipiell illegal, was jedoch vom Arbeitsministerium bestimmt werden muss. Denn in diesem Fall handelt es sich um politische Handlungen, die nicht unter das Arbeitsrecht fallen.

			Derzeit verhalten sich die Gewerkschafter zurückhaltend mit Streiks. Sie kümmern sich um die Erhaltung ihrer Arbeitsplätze, damit möglichst wenige Arbeitnehmer entlassen werden, zumindest solange die Rezession in der Wirtschaft nicht überwunden werden kann. Generalstreiks, die von den mächtigen Gewerkschaften verkündet werden, insbesondere die des Transportbereichs (Eisen- und Untergrundbahnen sowie Omnibusse und Lastwagen), lähmen die Wirtschaft.

			Seit Präsident Mauricio Macri regiert, haben sich die Gewerkschaften mit Streikdrohungen zurückgehalten. Macri hat sich bemüht, den Dialog mit Gewerkschaftern und Arbeitgebern aufrecht zu erhalten, um Streiks zu verhindern, was ihm bisher gelungen ist.

			Neuerdings beklagen sich Gewerkschaftssprecher über in ihrer Sicht ausstehende Lohn- und Gehaltszulagen, wogegen die Regierung kontert, dass die Inflation, die die Gewerkschafter stets als Argument für Gehalts- und Lohnzulagen dient, allmonatlich abnimmt.

			Ein erstes Zeichen einer eventuellen Änderung ihrer bisherigen Zurückhaltung bezüglich Streiks ist der für den 7. März angekündigte Aufmarsch im Stadtzentrum, dem in der zweiten Märzhälfte ein Generalstreik folgen soll. Dass dies einen Monat im Voraus angekündigt wurde, deutet darauf hin, dass die Gewerkschafter noch verhandeln wollen. Denn ein Streik kommt bei den Arbeitern jetzt schlecht an, weil sie wissen, dass es keinen Sinn hat, und sich die meisten der schwierigen Lage der Unternehmen bewusst sind, in denen sie arbeiten.

			Sollte die Wirtschaft 2017 wieder in Schwung kommen und das Bruttoinlandsprodukt wachsen, dann könnten Gewerkschafter wieder Streiks verkünden, um ihre Gehalts- und Lohnforderungen durchzusetzen. Bisher hielten sich die drei maßgebenden Gewerkschaften, die die sogenannte CGT („Confederación General del Trabajo“) bilden, mit Streikdrohungen zurück, anders als zur Zeit der UCR-Regierung von Raúl Alfonsín in den achtziger Jahren, als der damalige CGT-Vorsitzende Saúl Ubaldini ganze 13 Generalstreiks verkündete, was unter anderem zum vorzeitigen Rücktritt von Alfonsín führte. Alfonsín beging den Fehler, dass er immer nachgab, was die Gewerkschaften anregte, ihn immer unter Druck zu setzen. Sein Nachfolger Carlos Saúl Menem konnte mit den Gewerkschaftern besser umgehen, eben weil er nicht nachgab.

			 

			 

		

	
		
			Meinung

			[image: 11802.png] 

			Im Blickfeld: Die Daily Soap aus Washington

			Von Hannah Schultheiß

			Seit dem 20. Januar diesen Jahres ist viel passiert. So viel, dass einige die bisherigen Ereignisse in den USA seit dem Amtsantritt des neuen Präsidenten Donald Trump mit einer Seifenoper vergleichen. Diese sind ja für die oft unglaubwürdig erscheinende Geballtheit der Ereignisse und Skandale sowie eine unerschöpfliche Anzahl an Intrigen bekannt. Und tatsächlich trifft das auf die derzeitige US Regierung recht gut zu.

			Aber der Reihe nach: Den ersten großen Skandal lieferte der frisch gebackene Präsident mit dem schlecht vorbereiteten und überhastet eingeführten Einreiseverbot, da war er gerade mal eine Woche im Amt. Weltweit trat er damit eine Welle der Empörung los. Globale Konzerne, Prominente und Vertreter vieler Länder, alle waren entsetzt. Mittlerweile hat das Bundesgericht Trumps Dekret ausgesetzt. Wie reagiert Trump darauf? Natürlich so, wie wir ihn von seiner besten Seite kennen: Er tobt. Nennt das Urteil ungeheuerlich und wirft dem Richter vor, er öffne das Land für potentielle Terroristen. Natürlich geht er in Berufung. Das Problem dabei ist nicht, dass er die Meinung des Richters für falsch hält. Oder besser gesagt nicht nur. Trump stellt die Justiz in Frage, und das ist ein politisches Tabu in einer Demokratie.

			Er vergreift sich zudem im Ton und setzt die derbe Ausdrucksweise fort, die er schon im Wahlkampf zur Schau stellte. Hohle, oberflächliche Phrasen in einfachen Satzkonstruktionen. Müssen alle, die sich ihm in den Weg stellen, damit rechnen, beleidigt und angeklagt zu werden? Bestes Beispiel ist dafür auch sein Umgang mit der Presse. Nicht nur, dass das Weiße Haus noch immer keine richtige Öffentlichkeitsarbeit leistet. Die erste Pressekonferenz des neuen Präsidenten war reines Chaos. Einem Journalisten entzog Trump schlichtweg das Wort, da er anscheinend zu kritische Fragen stellte. Aber mit der Presse steht Trump bekanntlich eh auf Kriegsfuß. Ein Großteil der etablierten Medien produziere laut ihm Lügen und „Fake News“.

			Dass der Journalismus sich in den USA nicht so schnell unterkriegen lässt, zeigen neuere Ereignisse: Die Washington Post enthüllte nämlich, dass Michael Flynn, bevor dieser sein Amt des Sicherheitsberaters antrat, mit dem russischen Botschafter Sergej Kisljak telefonierte und dass es dabei unter anderem um Sanktionen ging. Dies leugnete Flynn zunächst. Die Reaktion des Präsidenten war wirr, wie immer. Zunächst teilte Trumps Beraterin Kellyanne Conway noch mit, Trump habe vollstes Vertrauen in Flynn. Dann war es jedoch wieder die Washington Post, die berichtete, das Justizministerium habe Trump gewarnt, Flynn habe sich erpressbar gemacht. Kurz darauf erklärte Flynn seinen Rücktritt.

			Eine weitere Hauptrolle in der Daily Soap aus Washington spielt die eben genannte Beraterin Conway. Mal erfand sie eine sechsmonatige Einreisesperre für irakische Flüchtlinge unter Obama, Grund dafür ein Terroranschlag zweier irakischer Flüchtlinge. Beides hat es nie gegeben. Ein anderes Mal ruft sie im Fernsehinterview zum Kauf von Produkten der Präsidententochter Ivanka Trump auf. Dafür sieht sie sich nun mit den Bundesrichtlinien der US-Ethikbehörde konfrontiert. Demnach darf kein Bundesangestellter Werbung für ein Produkt machen.

			Die Ereignisse zeigen, die derzeitige US-Regierung scheint vor allem hinsichtlich eines Aspektes an einem Strang zu ziehen: möglichst viel Aufsehen zu erregen. Doch nicht mit konstruktiver und effektiver Führung des Landes, sondern mit Skandalen, Intrigen und Chaos.

			Vielleicht ist dies alles aber gar nicht so schlimm wie es scheint. Der Mauerbau an der Grenze zu Mexiko, die Abschaffung des Krankenversicherungssytems und die Aufhebung des Umweltschutzes, alle diese Beschlüsse hätten einzeln und zu anderen Zeiten jede für sich zu großen Auseinandersetzungen geführt. Doch zu Zeiten von Trump ist man mit dem einen Skandal noch beschäftigt, da kommt schon der nächste. Der Präsident und seine Mitarbeiter scheinen einfach möglichst schnell die Agenda des Schreckens durchsetzen zu wollen. Doch er stößt an die Grenzen der Demokratie. Auch wenn ein US-Präsident im Vergleich relativ viel Macht hat, so hat Amerika eine Verfassung, die diese Macht einschränkt. Kongress und Judikative greifen kontrollierend ein und auch die vierte Gewalt, die Medien, sorgen dafür, dass die Wahrheit ans Licht kommt.

			Eine Seifenoper ist unterhaltend, aber sie kommt eben nicht an die Ernsthaftigkeit eines Spielfilmes heran. Trump kämpft an so vielen Fronten gleichzeitig, dass er sich vermutlich über die Zeit vielfach verheddern wird. Seine bisherigen Misserfolge zeugen davon und sorgen langsam dafür, dass er zur Witzfigur avanciert. Wie er darauf reagieren wird, wenn sich seine Misere fortsetzt und ob er für die Welt damit eine ernstzunehmende Bedrohung darstellt, wird sich erst noch zeigen.

			(Hannah Schultheiß studiert Psychologie und absolviert gerade ein Redaktionspraktikum beim Argentinischen Tageblatt.)
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			Randglossen

			Franco Macri, Vater des Präsidenten Mauricio Macri, beging vor Jahren den Fehler, die nationale Post zu erwerben, als der damalige Präsident Carlos Saúl Menem sie privatisieren wollte. Seither werden Briefe durch E-Mails ersetzt, die man kostenlos verschicken kann. Vater Macri musste Konkurs anmelden. Die nachfolgende Inflation hat die Schuld verwässert. In der Öffentlichkeit wurde der Präsident auch erwähnt, was wiederum den korrupten Kirchneristen das angebliche Argument lieferte, dass Macri auch korrupt sei, was freilich nicht stimmt. Unterdessen müssen Expräsidentin Cristina Kirchner und ihre Kumpanen vor Gericht aussagen, wie sie es zu einem unglaublichen Unternehmen mit Hotels, Landgütern, Wohnungen und Bargeld in US-Dollarscheinen gebracht haben, als ob das alles rechtmäßig gewesen wäre. Kritik an Macri dient in diesem Zusammenhang als ein deutliches Ablenkungsmanöver.

			Ja, da muss man ihm schon Recht geben, dem frisch gekürten österreichischen Bundespräsidenten Alexander Van der Bellen. Ein Wahlsieg mit einem „glasklaren Bekenntnis“ zur EU ist möglich. Nur ist er selbst nicht das beste Beispiel für diese Aussage, die hätte umgekehrt sein rechtspopulistischer europakritischer Gegenkandidat Norbert Hofer machen können. Das wäre berechtigter gewesen, denn bisher war man davon ausgegangen, dass Politiker aus Hofers Ecke in Staaten mit langer demokratischer Tradition keine Wahlen gewinnen können. Hofer hat den ersten Wahlgang gewonnen und ist in der ersten Stichwahl äußerst knapp unterlegen. Dass die Niederlage bei der Wahlwiederholung etwas deutlicher war, lag an Europa. Das Brexit-Votum der Briten hat sicher einige Österreicher zum Umdenken gebracht.

			Es kommt selbstverständlich auch auf die Wahlen bzw. das Wahlsystem an. Bei den deutschen Präsidentschaftswahlen erreichte der rechtspopulistische Kandidat Albrecht Glaser nur 3,6 Prozent der Stimmen. Frank-Walter Steinmeier, ein überzeugter Europäer, kam auf fast 75 Prozent. Allerdings wählt Deutschland sein Staatsoberhaupt nicht direkt. In Frankreich, wo im April und Mai der Präsident gewählt wird, dürfte die rechtsextreme Marine Le Pen den ersten Wahlgang gewinnen, aber die Stichwahl deutlich verlieren. Egal wer ihr Gegner ist. „Auch in Österreich ist es heute noch möglich, mit einem glasklaren Bekenntnis zu Europa Wahlen zu gewinnen“, hätte Van der Bellen sagen müssen. Bei den nächsten Nationalratswahlen könnte der Satz schon nicht mehr gelten.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,73, gegen $ 16 eine Woche zuvor, und lag somit um 2,72% unter Ende 2016. Der Devisenmarkt stand unter starkem Angebotsdruck, was die ZB zwang, den Angebotsüberschuss zu kaufen, um einen weiteren Kursverfall zu verhindern. Doch das schafft eine zusätzliche monetäre Expansion. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 48,61 Mrd., gegen 47,18 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.1.18 bei $ 18,22, was einem jährlichen Zinssatz von 17,18% entspricht. 

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Zunahme von 2,66% und liegt somit um 16,19% über Ende Dezember 2016.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch geringe Veränderungen. Die Entwicklung war wie folgt: Argentina 2019: -0,28%; Argentina 2021: +0,23%; Argentina 2026: -0,24%; Argentina 2046: +0,25%; Bonar 2024: +0,64%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 370,03 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 375), und bei 24 Karat zu $ 528,62 ($ 535,73).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 13.2.17 um 46,24%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, nahm um 29,08% zu. Der Rhythmus der monetären Expansion hat sich in den letzten Wochen stark beschleunigt.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 13.2.17 um 33,20% auf $ 1,63 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 19,36% auf $ 1 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 142,33% auf u$s 31,59 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 181,48% auf $ 9,67 Mrd. zu.

			***

			Die Deputiertenkammer verabschiedete am Mittwoch das vom Senat schon vor längerer Zeit angenommene Gesetzesprojekt über Reform des Gesetzes über Versicherung von Arbeitsunfällen und -krankheiten mit 88 Stimmen gegen 23, bei 44 Enthaltungen. 57 Deputierte der Front für den Sieg (Kirchneristen) blieben der Sitzung fern, konnten jedoch nicht verhindern, dass ein Quorum zustande kam. Diese Reform, die bestimmt, dass zunächst eine offizielle ärztliche Kommission über den Unfall oder die Arbeitskrankheit ein Gutachten abgeben muss, soll die absurd hohe Zahl der Klagen vor Gericht stark verringern. Nachdem die Deputiertenkammer die Behandlung des Gesetzesprojektes hinausgeschoben hatte, hatte Präsident Macri den Fall mit einem Notstandsdekret gelöst, das jedoch von der Opposition allgemein beanstandet wurde. Jetzt wurde der Fall mit der Zustimmung bestimmten Oppositionsgruppen befriedigend gelöst.

			***

			Die größten Privatbanken haben den Unternehmen, die sie als Kunden haben, mitgeteilt, dass sie ab 1. März 2017 auf Depositen von Bargeld eine Provision von 1% plus MwSt. (also insgesamt 1,21%) erheben werden. Einige Banken werden erst im April so vorgehen, und die staatlichen Banken haben noch nicht Stellung bezogen.

			*** 

			Der Vorsitzende der ANSeS, Emilio Basavilbaso, erklärte, fast eine Million Rentner erhielten schon die Zulage, die ihnen das Gesetz über Berichtigung der Pensionen und Hinterbliebenenrenten zugestanden habe. Insgesamt betrifft das Gesetz etwas ca. 2,2 Mio. Fälle. Er erklärte ebenfalls, 97% der älteren Menschen des Landes, erhielten Zahlungen der ANSeS. Das traditionelle Pensionierungssystem wurde schrittweise mit einer Altersversicherung erweitert, die allen Menschen über 65 Jahren eine Rente verleiht, auch wenn sie keine Beiträge zum System geleistet haben. Bis vor einem Jahrzehnt deckte das System knapp über 60% der Menschen von über 65 Jahren.

			***

			Die Banken verdienten 2016 insgesamt $ 74,56 Mrd, 24% über dem Vorjahr, berichtet die ZB. Die Banken haben somit real, bei Abzug der Inflation von ca. 40%, einen realen Verlust erlitten, was zum ersten Mal in 8 Jahren eingetreten ist. Allerdings müssten bei einer vollständigen Rechnung über den realen Gewinn Immobilien u.a. Vermögenswerte der Banken aufgewertet werden, so dass sich voraussichtlich kein Nettoverlust ergibt.  

			***

			Die Regierung hat durch Beschluss 53-E/17 des Transportministeriums (Amtsblatt vom 15.2.17) einen Fonds von $ 200 Mio. geschaffen, der für Subventionen an die Unternehmen bestimmt ist, die Fernomnibusse in 22 Straßenkorridoren des Landes betreiben und durch die Konkurrenz von Luftfahrtunternehmen geschädigt werden. 

			***

			Der Umsatz des Einzelhandels über Internet, der als elektronischer Handel bezeichnet wird, nahm 2016 um 51% auf $ 102,7 Mrd. zu, berichtet die Consulting-Firma Kantar, die eine Studie für die Kammer des elektronischen Handels (CACE) fertiggestellt hat. Die Zahl der Käufe stieg um 24% auf 47 Mio., und die Zahl der gekauften Einheiten umfasst 75 Mio., fast doppelt so viel wie 2015. Der Umsatz über Internet-Handel macht etwa ein Drittel des Umsatzes der Supermärkte und fast doppelt so viel wie der der Shopping-Centers aus.

			***

			Der Index der Grossistenpreise des INDEC verzeichnet im Januar eine Zunahme von 1,5%, und in 12 Monaten eine von 25,5%. Im Januar nahmen lokale Produkte um 1,6% und importierte um 0,4% zu. Der Index wurde im Januar durch Zunahmen bei Bergbauprodukten von 4,1%, bei Druckereierzeugnissen von 3,9%, bei Erdölprodukten von 3,4% und landwirtschaftlichen Produkten von 3,2% in die Höhe getrieben. Nur Fisch nahm um 6,7% ab. Elektrischer Strom stieg im Januar 1,8%, und in 12 Monaten um 108,5%.

			***

			Der Index der Baukosten des INDEC verzeichnet im Januar eine Zunahme von 2,4% und in 12 Monaten eine von 33,1%. 

			***

			Die Nationalregierung und die der Stadt Buenos Aires haben Verhandlungen eingeleitet, um den Viehmarkt von Liniers zu verlagern. Dieser Markt, der 34 Ha. besetzt, in dem Auktionen für Rinder stattfinden, stellt eine große Störung für die anrainenden städtischen Gebiete dar. Der Schlachthof Lisandro de la Torre, der daneben lag, wurde 1977 unter der Militärregierung geschlossen, so dass sich dort saubere Industrien niederließen, wie das Pharmaunternehmen Roemmers. Es ist die Rede davon, dass der Markt in die Nähe des Zentralmarktes verlagert werden soll, der an der Ausfahrtautobahn nach Ezeiza liegt. Das wäre jedoch ein großer Fehler. Der Viehmarkt kann ganz abgeschafft werden, da der Handel von Rindern, Schweinen u.a. Tieren heute in den USA, der EU und anderen Ländern über Computersysteme mit Fernsehübertragung erfolgt, so dass dann die Tiere direkt vom Landwirt zum Schlachthof transportiert werden, ohne die unnötige Fracht zu einem Markt und von diesem an den Schlachthof, und die damit zusammenhängenden Kosten. 

			***

			Der Index der Konsumentenpreise des Statistischen Amtes (INDEC) ergab für Januar 2017 eine Zunahme von 1,3%, während der sogenannte „Kongressindex“, den eine Gruppe von Deputierten als Durchschnitt mehrerer privater Erhebungen ermittelt, zu 1,6% gelangte. Da das INDEC erst im Mai mit der Aufnahme des Preisindices begonnen hat, gibt es keine interannuelle Zahl. Der Kongressindex verzeichnet eine 12monatszunahme von 37,7%. Der Index, den das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires für diese berechnet, ergab für Januar ein Plus von 1,9% und für 12 Monate eines von 38%. Der offizielle Index weist eine Zunahme von 3,6% bei Obst und von 4,7% bei Gemüse auf, während Rindfleisch um 0,8% zurückging und Geflügelfleisch um 6,5%. Bei Bekleidung gab es Preisabnahmen wegen der rezessionsbedingten vorzeitigen Ausverkäufe. 

			***

			Ende der Vorwoche wurden in einer Zusammenkunft von Energie- und Bergbauminister Juan José Aranguren, dem Präsidenten der Energie- und Bergbaukommission des Senats, Guillermo Pereyra, der Gewerkschaft der Bergbauarbeiter und den Gouverneuren der Provinzen, in denen Bergbau betrieben wird, die Grundlage über die Reform der gesetzlichen Regelung des Bergbaus vereinbart. Es besteht dabei die Hoffnung, dass auf diese Weise Investitionen in diesem Bereich in Höhe von u$s 25 Mrd. vollzogen werden. Die Bergbauunternehmen, die schon in Argentinien tätig sind, konnten sich auch äußern. Das bestehende Gesetz sieht vor, dass die Provinzen eine Gebühr von 3% auf den Wert des geförderten Erzes ab Bergbau („boca de mina“) erhalten, was in der Praxis konfliktträchtig ist. Jetzt soll es ein Prozentsatz auf den Umsatz sein. Außerdem soll ein Fonds von 1% auf den Umsatz für soziale Entwicklung geschaffen werden. Schließlich wird auch eine beratende Kommission geschaffen, die sich mit Umweltproblemen befassen soll. Auf der Grundlage der erreichten Vereinbarungen soll jetzt ein Gesetzesprojekt verfasst werden.

			***

			Der massive Konsum von Lebensmitteln, Getränken und Produkten für die persönliche Pflege (Seife, Hautcremes u.a.) ist im 4. Quartal 2016 im interannuellen Vergleich um 6% gefallen, hat die Consulting-Firma Kantar Worldpanel ermittelt. Am meisten ging der Mengenverkauf von Milch zurück. Zunahmen gab es hingegen bei Teigwaren und Suppen. Teurere Marken wurden von den Konsumenten zum Teil durch billigere ersetzt. Das gesamte Jahr liegt um 4% unter 2015.

			***

			Der Exekutivdirektor des Wasserkraftwerkes Yacyretá, Humberto Schiavoni, bestätigte, dass kurzfristig eine Ausschreibung für drei weitere Turbinen eingeleitet werde, mit 550 Mw, wobei die Kapazität des Kraftwerkes um 272 MW erhöht wird. Gegenwärtig werden 1.500 Cbm pro Sekunde vom Wasser des Paraná-Flusses nicht für Stromgewinnung eingesetzt. Das soll jetzt mit neuen Turbinen geschehen.

			***

			Der Import von Bekleidungsstücken lag (in Kilogramm gemessen) im Januar um 71,21% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Kammer der Bekleidungsindustrie. In Werten betrug die interannuelle Zunahme 31,38% und erreichte u$s 33.74 Mio. Der Preis pro Kg. lag um 23,26% unter dem Vorjahr. Die am meisten importierten Bekleidungsstücke sind Mäntel, Hosen, Sweater und Männerhemden. 89,6% der Importe (in Mengen) kam aus China. Weit dahinter liegen Indien, Bangladesch, Peru und Vietnam.

			***

			Die Getreidebörse von Buenos Aires hat die Maisernte für dieses Jahr auf 37 Mio. Tonnen geschätzt, 23,3% über dem Vorjahr. Dieses Ergebnis wurde trotz der Überschwemmung in weiten Maisanbaugebieten und der extremen Dürre in anderen erzielt, weil es im allgemeinen mehr als normal geregnet hat, so dass die Erträge besonders in trockenen Gegenden höher waren.

			***

			Die Staatsbanken Banco Nación, Banco Provincia de Buenos Aires (BAPRO) und Banco Ciudad, bieten seit letztem Wochenende die Möglichkeit der Finanzierung beim Kauf von dauerhaften Konsumgütern auf bis zu 50 Raten zu 19% jährlich. Die bestehenden Kredite auf 12 und 18 Monate werden beibehalten. Daraufhin haben gleich am nächsten Tag die großen Ketten, die sich mit dem Verkauf von Haushaltsgeräten (Eisschränken, Waschmaschinen, Matratzen u.s.w.) befassen, Kredite in 50 Monatsraten geboten, bei denen sich ein effektiver Zinssatz von 20,75% ergibt der, einschließlich Lebensversicherung u.a. Kosten auf 25,58% jährlich steigt. Die Regierung erwartet von diesen Krediten einen Impuls für die Konjunktur, die immer noch schwach ist.

			***

			Das neue Preissystem, das als „transparent“ bezeichnet wird, bei dem beim Verkauf von dauerhaften Konsumgütern mit Ratenzahlung auch der Barpreis und der Zinssatz angegeben werden muss, hat zu einer Zunahme der Käufe mit Zahlung in Bargeld oder Zahlkarten von 20% bis 50% geführt.

			***

			Das Produktionsministerium hat eine Kreditlinie von $ 50 Mio. für sehr kleine Unternehmen geschaffen, deren Inhaber Einheitssteuerzahler sind. Die Kredite werden zu 12% auf 60 Monate vergeben. Die Mittel müssen für Investitionen in Maschinen, Anlagen, Bauten oder Arbeitskapital eingesetzt werden.

			***

			Die nationale Verwaltung der zivilen Luftfahrt (ANAC) hat die Anträge von fünf Privatunternehmen angenommen, die lokale und regionale Flüge bieten wollen. Es handelt sich um sogenannte „low cost-Unternehmen“, die billigere Tarife haben. Jetzt haben die Unternehmen eine Frist von 180 Tagen, um nachzuweisen, dass sie technisch in der Lage sind, den Dienst zu bieten, und auch, um einen Geschäftsplan vorzulegen. Erst danach erfolgt die endgültige Genehmigung. Die Unternehmen, um die es hier geht, sind Andes, American Jet, Alas del Sur. Avian (Filiale der kolumbianischen Avianca) und FB (Flybond). Die Zulassung dieser Airlines beeinträchtigt das Geschäft von Aerolineas Argentinas, was den Abbau des Defizits erschwert.

			***

			Die Gasförderung stieg 2016 um 4,68% auf 44,99 Mrd. cbm. Die Erdölproduktion nahm in der gleichen Periode um 3,85% auf 29,71 Mio. cbm ab. Wenn man das Gas auf Erdöleinheiten umrechnet, also durch tausend teilt, so liegt die Gasproduktion bei weitem über der von Erdöl. Die Gasförderung ist weit vom Rekord von 52,16 Mrd. cbm entfernt, der 2004 erreicht wurde. Es besteht gegenwärtig die Aussicht, dass mit dem Gas von „Vaca Muerta“ eine starke Zunahme der Förderung einsetzt. Aber auch sonst bemühen sich die Unternehmen um Auffindung neuer Gaslager, nachdem die Macri-Regierung angemessene Bedingungen geschaffen hat.

			***

			Die Behörde, die für die Gaswirtschaft zuständig ist, Enargas, hat YPF angeordnet, das Gasverteilungsunternehmen Metrogas zu veräußern, weil das Gesetz 24.076 einem Unternehmen, das Gas fördert, verbietet ein Gasvertriebsunternehmen zu kontrollieren. YPF hatte 2013 54,57% des Holdings Gas Argentino übernommen, der 70% von Metrogas besitzt. Da YPF schon vorher 43,53% von Gas Argentino besaß (die es von British Gas für u$s 9,7 Mio. gekauft hatte), gelangte es dabei auf 100%, was den Besitz von 70% von Metrogas bedeutet, was eine klare Kontrollmehrheit darstellt. Metrogas vertreibt Gas in der Bundeshauptstadt und südlichen Vororten, hat 2,1 Mio. Kunden und vertreibt 24% des im Land konsumierten Gases. Da das Unternehmen jedoch sowohl beim Gas, das es von den Lieferanten bezieht, wie bei den Tarifen, von Regierungsentscheidungen abhängt, ist es nicht einfach, einen Interessenten zu finden, umso mehr, als die ursprünglichen Konzessionsbedingungen ab 2002 nicht mehr eingehalten wurden und keine neuen Spielregeln festgesetzt wurden. Die Rentabilität des Unternehmens hängt von willkürlichen Entscheidungen der Regierung ab. Somit dürfte vorläufig YPF weiter Metrogas kontrollieren.

			***

			Die Regierung hat für die Periode 2016/17 fast 15.000 Ha. Land, das den Streitkräften gehört, über die Agentur der Verwaltung staatlicher Güter (AABE, geleitet von Ramón Lanus) verpachtet, und schickt sich jetzt an, noch einmal so viel Land in Pacht zu vergeben. Von der bisherigen Fläche gingen 45% an Cresud und MSU, und der Rest an zahlreiche Landwirte. Jetzt hat der Verband “Federación Agraria Argentina”, der vorwiegend kleiner Landwirte vertritt, eine höhere Beteiligung seiner Mitglieder gefordert. Bisher wurden diese Ländereien direkt von den Streitkräften verwaltet, mit einem sehr geringen produktiven Einsatz, und in der Periode 2014/15 vom Verteidigungsministerium in Zusammenarbeit mit dem technologischen Institut der Landwirtschaft (INTA) verwaltet. Die Verpachtung ist gewiss ein Fortschritt, da der Staat dabei viel mehr einnimmt, außerdem eine effizientere Bewirtschaftung erreicht wird, und nicht zuletzt auch die Korruption beseitigt wird, die hier bestand, mit schwarzem Verkauf von Getreide, Ölsaat und Rindern. Gelegentlich sollte an den Verkauf dieser Landgüter gedacht werden, da es keinen Sinn hat, dass die Streitkräfte Agrarland besitzen, das sie nicht brauchen. In früheren Zeiten wurden auf diesem Land auch Pferde für die Kavallerie gezüchtet. Doch diese ist stark geschrumpft. 

			***

			Die ZB hat bei der Ausschreibung von Lebac-Wechseln vom Dienstag den Zinssatz für 28 Tage auf 22,75% gesenkt, 1 Prozentpunkt unter der Vorwoche. Für längere Fristen waren die Zinsen niedriger, bis zu 21,25% für 273 Tage. Die Offerten betrugen $ 261,32 Mrd., von denen $ 244,38 Mrd. angenommen wurden. Das bedeutet, dass der Betrag der Lebac, die verfielen, von $ 235,77 Mrd. vollständig erneuert wurde und sich der Bestand noch um $ 8,61 Mrd. erhöhte. Der Lebac-Bestand (von insgesamt jetzt fast $ 640 Mrd.) ist ab Dezember 2015 immer kurzfristiger geworden, so dass der wöchentliche Bedarf steigt, um die Amortisationen auszugleichen. Von den diese Woche untergebrachten Lebac entfallen $ 79,98 Mrd. auf 28 Tage, $ 57.95 Mrd. auf 63 Tage, $ 69,64 Mrd. auf 91 Tage, $ 28,13 Mrd. auf 154 Tage, $ 2,36 Mrd. auf 217 Tage und $ 6,31 Mrd. auf 273 Tage.

			***

			Die Ausgaben für Auslandsreisen (Passagen und Ausgaben für den Aufenthalt) stiegen im Januar interannuell um 60% auf u$s 1,27 Mrd. hat die ZB berechnet. 

			***

			Die Rohstahlproduktion lag im Januar bei 291.300 Tonnen, 11,6% unter dem gleichen Vorjahresmonat, teilt die Kammer der Stahlindustrie mit. Die Roheisenproduktion lag jedoch mit 247.600 Tonnen nur um 0,1% unter dem Vorjahr. Die warmgewalzten Stahlprodukte (Rundeisen, Stahlbänder und -bleche) lagen mit 294.400 Tonnen um 14,1% unter dem Vorjahr, und die kaltgewalzten lagen mit 111.700 Tonnen um 8,6% unter dem Vorjahr.

			***

			Die Regierung hat letzte Woche den versprochenen Fonds für die Landwirtschaft, Fondagro, mit $ 1,7 Mrd. in Gang gesetzt. Die Mittel sollen für Arbeitskapital von bestimmten Landwirten und Subventionen eingesetzt werden.

			***

			Der mit Atomkraftwerken erzeugte Strom erreichte 2016 einen Rekord von 7.677 GWSt. und deckte 5,56% des gesamten Stromkonsums.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			In Brasilien lagen die Einzelhandelsumsätze im Dezember 2016 in Mengen um 2,1% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichte das Statistische Amt (IBGE). Das ganze Jahr 2016 lag um 6,2% unter 2015.

			***

			Siemens will in den kommenden zehn Jahren rund u$s 200 Mio. in Mexiko investieren. Das kündigte Vorstandsvorsitzender Joe Kaeser am Dienstag in Mexiko-Stadt an. Durch die Investitionen sollen rund 1000 neue Arbeitsplätze entstehen. Kaeser und der mexikanische Wirtschaftsminister Ildefonso Guajardo unterzeichneten ein „Memorandum of Understanding“, um neue Projekte voranzutreiben. Das Investitionspotenzial beziffert Siemens auf u$s 36 Mrd. in den kommenden zehn Jahren. Siemens ist seit 1894 in Mexiko aktiv. Das Unternehmen ist dort vor allem im Energie-, Auto- und Industriebereich tätig. Siemens betreibt in Mexiko neun Werke, zwei Logistik- sowie drei Forschungszentren und beschäftigt rund 6200 Mitarbeiter. Im Geschäftsjahr 2015 stiegen die Aufträge in Mexiko um 41%, im Geschäftsjahr 2016 um 32%. (dpa)

			***

			Das mexikanische Erdölunternehmen Pemex hat auf dem Anleihenmarkt E 4,25 Mrd. eingesammelt. Die Bonds mit Laufzeiten von viereinhalb, sieben und elf Jahren seien 4,2-mal überzeichnet gewesen, teilte der Staatskonzern am Dienstag mit. Nach Angaben von Pemex war es die größte Euro-Anleihenzeichnung aus einem Schwellenland. Der Erlös soll in neue Projekte und die Refinanzierung fließen. Der bislang streng regulierte Erdölmarkt in Mexiko wird derzeit liberalisiert. Pemex will Förderprojekte künftig gemeinsam mit ausländischen Investoren vorantreiben. Für dieses Jahr erwartet der Konzern eine Produktion von 1,94 Mio. Öl pro Tag. 2004 lag sie noch bei 3,4 Mio. Barrel. (dpa)

			***

			Geschäftsnachrichten

			IRSA

			Dieser Immobilienholding, der die meisten Shopping-Center des Landes verwaltet, und über seine Tochtergesellschaft Cresud Landwirtschaft in großem Umfang betreibt, geleitet von Eduardo Elsztain, hat der Börse von Buenos Aires mitgeteilt, dass er über seine Tochtergesellschaft Brasilagro, ein Landgut von 17.566 Ha. in Brasilien gekauft habe, das um die 100 Mio. Real (etwa u$s 32 Mio.) gekostet hat. 10.000 Ha. sind produktiv und 7.466 sind Gebiete, die in ihrem natürlichen Zustand erhalten werden müssen.

			Aceitera General Deheza

			Dieses von Roberto und Alberto Urquía kontrollierte große Speiseölunternehmen hat eine Investition von u$s 150 Mio. für den Bau eines neuen Hafens am Paraná-Fluss, in der Ortschaft Timbúes (Provinz Santa Fé) bekanntgegeben. Der Hafen soll besonders für flache Schiffe („Barcazas“) bestimmt sein, mit denen u.a. Sojabohne aus Paraguay für die Verarbeitung in Argentinien transportiert wird. Außerdem soll der Hafen über Lagerhäuser für Getreide, Ölsaat und deren Produkte verfügen. AGD betreibt schon einen Flusshafen in Puerto San Martín, bei Rosario.

			Visuar

			Dieses rein argentinische Familienunternehmen hat im Jahr 2013 eine Fabrik im Vorort Cañuelas in Betrieb genommen, in der es Waschmaschinen, Mikrowellenherde und Reinigungsgeräte (aspiradoras) erzeugt. 2016 hat die Firma ein Investitionsprojekt von $ 960 Mio. in Gang gesetzt, um auch Eisschränke zu erzeugen, wobei für diesen Zweck eine neue Fabrik von 28.000 qm mit einer Kapazität von 150.000 Einheiten pro Jahr errichtet werden soll. Dieses Unternehmen hat sich jetzt dem Projekt der „produktiven Transformation“ angeschlossen, dass erlaubt, Arbeiter von Unternehmen zu übernehmen, die Betriebe geschlossen haben, wobei der Staat während 9 Monaten einen Teil des Lohnes zahlt, der einem Mindestlohn ($ 8060) entspricht, und sich das Unternehmen verpflichtet, den Arbeiter danach nicht zu entlassen. Konkret geht es jetzt um die Belegschaften der Unternehmen Bangho, Alpargatas und Informática Fuegina, die die Produktion ganz oder in bestimmten Bereichen aufgegeben haben.

			Pampa Energía

			Dieses Energieholding, kontrolliert von Marcelo Mindlin, hat beschlossen, 20 leitenden Angestellten Aktien des Unternehmens unentgeltlich zu übergeben und für diesen Zweck $ 104 Mio. einzusetzen, mit denen die Aktien an der Börse von Buenos Aires gekauft werden. Das Verfahren endet am 10. März 2017. Auf diese Weise sollen diejenigen, die das Unternehmen leiten, direkt an das Interesse der Firma gebunden werden.

			Mefro Wheels

			Dieses deutsche Unternehmen (mit Fabrik in Solingen und mehreren in verschiedenen Ländern), das eine Fabrik in Rosario betreibt, in der Felgen für Kfz erzeugt wurden, hat diese nach einer über 60jährigen Tätigkeit im Land geschlossen, womit 170 Arbeitsplätze verloren gingen. Es war die einzige Felgenfabrik in Argentinien. Das Unternehmen wurde 1954 von lokalen Unternehmern unter dem Namen Cimetal gegründet, geriet dann 2001 in Konkurs und wurde von einer deutschen Firma übernommen. Das Unternehmen wies darauf hin, dass der hohe Preis für Stahlblech und die hohen Arbeitskosten die Konkurrenzfähigkeit beeinträchtigt haben, so dass die Fahrzeugfabriken sich mit importierten Produkten versorgt haben. Die Schließung dieser Fabrik führt zu einem höheren Anteil importierter Teile am fertigen Kfz, genau das Gegenteil dessen, was die Regierung befürwortet.

			Grupo América

			Der Unternehmer Claudio Belocopitt, Inhaber des Gesundheitsunternehmens Swiss Medical, hat das Aktienpaket von 40% des Fernsehbetreibers América von Francisco de Narvaez gekauft. Weitere 40% der Gruppe entfallen auf den Unternehmer von Mendoza, Daniel Vila, während 15% auf Eduardo Eurnekian (der die Flughäfen betreibt) und 5% auf die Familie Nofal entfallen. Im Vorstand des Fernsehunternehmens ist die Vila-Gruppe auch durch den ehemaligen Innenminister (unter Menem), José Luis Manzano, vertreten. 

			Die Gruppe América betreibt außerdem Fernsehkanal América TV, den Nachrichtenkanal A24, den Rundfunksender Radio La Red, den Nachrichtendienst Primicias Ya und den Fernsehkanal 10 der Ortschaft Junín, Provinz Buenos Aires. 

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Das missverstandene Mercosur-Problem

			Am Dienstag der Vorwoche traf sich Präsident Mauricio Macri mit dem Präsidenten von Brasilien, Michel Temer, in Brasilia. Dabei wurden die üblichen Gemeinplätze über Perfektionierung des Mercosur und eine tiefere Liberalisierung geäußert, aber die echten bestehenden Probleme wie üblich ignoriert. Produktionsminister Francisco Cabrera, Außenministerin Susana Malcorra u.a. hohe Beamte waren auch in Brasilien anwesend, begleitet von Fachbeamten. Was sie getan haben, wurde jedoch nicht bekannt. Man hat den Eindruck, dass Macri und die für das Thema direkt zuständigen Minister und hohe Beamte keine Ahnung über die Mercosur-Problematik haben, oder sich aus unerfindlichen Gründen scheuen, an die wirklichen Probleme heranzugehen. Nach einer so wichtigen Zusammenkunft, wie der von Macri mit Temer, wurden keine weiteren Erklärungen über den Fall gegeben. Wir wollen versuchen, den Fall vor vorne aufzurollen. 

			Der Mercosur ist theoretisch ein Zollunion zwischen Brasilien, Argentinien, Paraguay und Uruguay, also ein Gebiet ohne Zölle zwischen den Partnern und mit einem einheitlichen Außenzoll gegenüber Drittländern. Das wurde jedoch in über zwei Jahrzehnten nicht eingehalten. Die Außenzölle sind unterschiedlich, und der interne Handel hat auch gewisse Beschränkungen. Was besonders störend wirkt, ist die starke Schwankung des Kurses der brasilianischen Währung, der Real, gegenüber dem Dollar und somit auch gegenüber dem argentinischen, dem paraguayischen und dem uruguayischen Peso. Damit eine Zollunion gut funktionieren kann, muss es entweder eine gemeinsame Währung geben, oder es muss ein System von Ausgleichszöllen oder Kontingenten geschaffen werden. Das steht jedoch nicht zur Diskussion. Wirtschaftler, die auf diese Probleme hinweisen, befürworten die Umwandlung der Zollunion in eine Freihandelszone, bei der die konflikthaften Fälle ausgenommen oder gesondert behandelt werden können. Das wäre jedoch ein Rückschritt. Man muss von der unvermeidlichen Unvollkommenheit der Zollunion ausgehen und Ausnahmeregelungen für die kritischen Fälle einführen. Beiläufig sei bemerkt, dass der Kurs des Peso gegenüber dem Dollar, und somit auch gegenüber dem brasilianischen Real, erneut zurückgeblieben ist, was sich auch negativ beim Handel mit Brasilien auswirkt.

			Besonders schwierig ist das Problem beim Handel mit Kfz. Bis vor Kurzem bestand auf diesem Gebiet ein System des kompensierten Austausches, was bedeutet, dass Importe und Exporte im bilateralen Handel zwischen Brasilien und Argentinien ausgeglichen sein mussten, wobei eine bestimmte Abweichung zugestanden wurde, die mit der Zeit höher wurde. Das System wurde für eine bestimmte Periode festgesetzt, die schon lange abgelaufen ist, wobei es de facto verlängert wurde. Doch jetzt ist dies offensichtlich nicht mehr der Fall. Brasilien hat letztes Jahr und auch im Januar 2017 unverhältnismäßig mehr Fahrzeuge nach Argentinien exportiert als umgekehrt. Die argentinischen Fabriken mussten die Produktion verringern, und der Konsum wurde zunehmend mit brasilianischen Fahrzeugen gedeckt. Ist sich die Regierung bewusst, dass sie sich auf dem Weg der Zerstörung der lokalen Kfz-Industrie befindet? Ohne kompensierten Austausch überrennt die brasilianische Kfz-Industrie die argentinische, weil Brasilien niedrigere Kosten hat, wegen höher Stückzahlen, billigerem Blech und Zubehörteilen, viel niedrigeren Arbeitskosten, einer geringeren Steuerbelastung und günstigeren Finanzierungsmöglichkeiten. Was Minister Cabrera gesagt hat, dass das Problem mit steuerlichen Vorzügen u.dgl. gelöst wird, ist reine Phantasie. Halten wir fest, dass der kompensierte Austausch, der eine pragmatische Lösung für das Problem war, gut funktioniert hat. Die argentinische Regierung sollte darauf bestehen, dass das System erhalten wird.

			Ein traditionelles Problem besteht beim Zucker. Brasilien hat niedrigere Kosten, einmal wegen niedrigerer Arbeitskosten, dann wegen größerer Fabriken und nicht zuletzt, weil das Spaltprodukt, der Alkohol, stark subventioniert und dem Benzin beigemischt wird. Brasilien produziert mehr als zehn Mal so viel Zucker wie Argentinien, und konnte somit den argentinischen Bedarf problemlos decken. Zucker hat seit Beginn des Mercosur eine Sonderbehandlung. Soll sie jetzt aufgegeben werden? Das würde eine tiefe Krise in den Provinzen Tucumán, Salta und Jujuy herbeiführen und gesamthaft eine starke rezessive Wirkung haben. 

			Auch bei Schuhen besteht ein Problem, weil sie Brasilien viel billiger erzeugt. Die Lieferungen nach Argentinien verdrängen zunehmend die lokale Produktion, was schon zur Schließung von Fabriken geführt hat. Auch bei Bekleidung u.a. Produkten stellt sich ein analoges Problem. All das wird keineswegs durch argentinische Lieferungen von anderen Industrieprodukten nach Brasilien ausgeglichen. Argentinien hat schon ein hohes Defizit im bilateralen Handel mit Brasilien, das bei weiterer Handelsliberalisierung stark steigen würde. Doch gerade dies ist gewiss nicht erwünscht. 

			Der Mercosur ist eine unvollkommene Zollunion, und das sollte formell anerkannt werden. Importkontingentierungen in beiden Richtungen, wie sie schon in mehreren Fällen eingeführt wurden (aber durch Abkommen mit Unternehmen und nicht als Mercosur-Norm) müssen in formellen Bestimmungen zum Ausdruck kommen. Ebenfalls muss es Regeln über die unterschiedlichen Zölle gegenüber Drittländern geben. Wenn dies nicht anerkannt wird, werden zunehmend Probleme für Argentinien aufkommen, was schließlich dazu führt, dass lokale Politiker den Mercosur als solchen in Frage stellen und eine Abschottung fordern. Donald Trump ist nicht allein auf der Welt.

			Schließlich besteht innerhalb des Mercosur noch ein Sonderproblem mit Paraguay. In diesem Land besteht ein offiziell geduldeter Riesenschmuggel von Waren, hauptsächlich elektronischen Produkten, aus dem fernen Osten u.a Ländern. Diese Waren werden dann nach Brasilien und Argentinien geschmuggelt. Dass Ciudad del Este, in Paraguay, ein Schmuggelzentrum ist, ist kein Geheimnis. Wie lange soll dies noch geduldet werden?

			Was die Verhandlung über ein Freihandelsabkommen zwischen dem Mercosur und der EU betrifft, so handelt es sich um eine Phantasie. Die EU ist nicht bereit, die Hindernisse für den Import von Agrarprodukten aus Mercosur-Staaten aufzugeben, und diese sind auch nicht bereit, die Zölle für Industrieprodukte abzuschaffen oder stark zu senken. Mit der EU müssen die Mercosur-Vertreter über ganz konkrete Themen reden, und nur über diese, ohne ein Freihandelsabkommen als Ziel vorzuhaben. Es geht einmal um die hohen Differenzialzölle, die in der EU zwischen Rohstoffen und den mit diesen verarbeiteten Industrieprodukten bestehen, also zwischen Sojabohne und Sojaöl, Rinderhäuten und Leder (und noch mehr Lederprodukten), Kakao und Schokolade, u.s.w, die die entsprechenden Industrien der Mercosur-Länder schädigen. Argentinien versucht, den Schaden durch Exportzölle auf den Rohstoff und Subventionen für das verarbeitete Produkt, genannt „Rückvergütungen“, auszugleichen. Das stellt jedoch eine schlichte Übertragung von Mitteln vom argentinischen Staat auf die EU-Kasse dar, und außerdem schädigt es die argentinischen Landwirte. Mit einem Angleichen der Zölle auf Rohstoffe und ihre Industrieprodukte wäre der Fall gelöst, ohne den argentinischen Fiskus zu belasten. An zweiter Stelle muss bei der EU die Abschaffung des absurden System des Rindfleischimportes, das WHO-Normen widerspricht, vorgelegt werden. 

			Verhandlungen unter den Mercosur-Partnern, bei denen es im Wesen um die Beziehung zwischen Brasilien und Argentinien geht, muss es immer geben. Aber dabei muss man sich realistische Ziele setzen, von konkreten Problem ausgehen, und Phantasien bei Seite lassen. Der Mercosur hat gesamthaft gut funktioniert, zu einer starken Erhöhung des bilateralen Handels geführt, eine Spezialisierung der Kfz-Fabriken auf wenige Modelle erlaubt (was kostensparend wirkt) und in vielen Fällen eine industrielle Integration geschaffen. Um das zu erhalten und zu erweitern, müssen Lösungen für die Sonderprobleme geschaffen werden, die auch eine Realität darstellen.
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			Der Konflikt mit dem Konkurs des Macri-Postunternehmens

			In der Vorwoche hat das zuständige Gericht einen (verbesserten) Vorschlag des Konzerns der Macri-Familien beim Konkursverfahren des bis 2003 von diesem betriebenen Postunternehmens angenommen, bei dem die bestehende Schuld wegen nicht bezahlter Gebühren infolge der Inflation schließlich mit einem Bruchteil des ursprünglichen Wertes (in Dollar oder konstanter Währung) bezahlt werden soll. Ursprünglich betrug die Schuld u$s 296 Mio., und jetzt soll dieser gleiche nominelle Betrag in Pesos in Raten auf 15 Jahre, mit einem Zinssatz von 7% gezahlt werden, womit man insgesamt auf $ 600 Mio. gelangt, die schließlich in Dollar keine 5% der ursprünglichen Dollarschuld darstellen werden. Das hat dazu geführt, dass das Abkommen von der Staatsanwältin Gabriela Boquin beanstandet wurde und jetzt die Kammer entscheiden muss. Es gab auch mehrere Klagen vor Gericht. Der Fall ist jedoch nicht so einfach, wie ihn sich diese Leute vorstellen. Im Gegenteil: es handelt sich um eine Schuldenverwässerung, die sich streng an die gesetzliche Ordnung gehalten hat. Beginnen wir jetzt von vorne.

			1997 übernahm der Macri-Konzern SOCMA die bisher staatliche Post in Konzession. Es war eine der letzten Privatisierungen der Menem-Regierung. Es war von vorne herein eine Fehlentscheidung von Franco Macri, Vater des Präsidenten, und seiner Söhne, an erster Stelle Mauricio, der jetzt Präsident ist. Das haben wir schon damals an dieser Stelle klar gesagt. Briefe wurden schon damals fast vollständig durch Fax zuerst und Internet danach ersetzt. Die rentable Post, nämlich wertvolle Briefe und Pakete, war inzwischen auf private Postunternehmen übergegangen, die in den Vorjahren stark expandiert und einen großen Teil des Postdienstes übernommen hatten, die effizienter arbeiten und als verlässlicher angesehen werden. Abgesehen davon hatte die staatliche Post eine überhöhte Belegschaft, deren Abbau schwierig und kostspielig war. Und nicht zuletzt galten für diese Arbeiter viel günstigere Bedingungen als bei den privaten Postunternehmen, was bei einer arbeitsintensiven Tätigkeit wie der Postdienst stark ins Gewicht fiel und die Konkurrenzfähigkeit gegenüber den privaten Postunternehmen beeinträchtigte. Die Macris hofften, das Arbeitsproblem lösen zu können, doch dies gelang ihnen nicht. Es war wirklich naiv, zu erwarten, dass die Gewerkschaft und das Arbeitsministerium einer Reform der Arbeitsbedingungen der Postbelegschaft zustimmen würden. Unter diesen Umständen war es von vorne herein klar, dass die Zahlung einer Gebühr, zu der sich der Konzessionär verpflichtet hatte, nicht möglich war. Wie es dazu gekommen ist, dass erfahrene Unternehmer wie Franco und Mauricio Macri, die außerdem vom Postgeschäft keine Ahnung hatten (und sich somit gut hätten beraten lassen müssen), einen so sichtbaren Irrtum begehen konnten, wurde bisher nie erklärt. 

			Doch die Macris waren bei der Übernahme der staatlichen Post optimistisch, investieren im einem neuen Gebäude südlich der Bundeshauptstadt, und verlegten den ganzen Betrieb dorthin, so dass das alte Postgebäude an den Straßen Leandro N. Alem und Corrientes frei wurde. Die Regierung verlegte zunächst das Fernverbindungssekretariat (das sich mit Post und Telefonie befasst) dorthin, und unter den Kirchners wurde das Gebäude dann in eine kulturelles Zentrum umgebaut, das für Konzerte und Ausstellungen eingesetzt wurde und seither „Kulturzentrum Néstor Kirchner“ heißt, obwohl der ehemalige Präsident überhaupt keine Beziehung zur Kultur hatte, und diese Ehre auch sonst gewiss nicht verdient. Wann wird der Name geändert?

			Unter den genannten ungünstigen Umständen ergab sich bei diesen privaten Postunternehmen ein Verlust, so dass die Firma zunächst die verpflichteten Gebühren schuldig blieb und dann 2001 Konkurs meldete. Warum das Konkursverfahren 15 Jahre gedauert hat, davon 12 unter den Kirchner-Regierungen, ist nur mit der üblichen Gerichtsschlamperei zu erklären. Denn in einer Inflationsperiode, und mit einer Rechtsordnung, die dies bei Konkursverfahren nicht berücksichtigt, hätte sich der Staat als Hauptgläubiger bemühen müssen, das Verfahren zu beschleunigen, um die Verwässerung seiner Forderung zu vermeiden. 

			2003 hob der damalige Präsident Néstor Kirchner die Konzession auf, und der Staat übernahm das Unternehmen, auch mit dem neuen Gebäude, womit dem Staat eine neue Defizitquelle aufgebürdet wurde. Da bei dieser Übernahme keine Entschädigung gezahlt wurde und auch nicht mit dem Konzessionär über eine saubere Übertragung verhandelt wurde, auch nicht mit dem Konkursrichter, hat SOCMA dann Klage vor Gericht eingereicht und eine Entschädigung gefordert, dessen Höhe nicht bekanntgegeben wurde. Hier gibt es bisher kein Urteil, was auch unverständlich ist. 

			Bei einem Vergleichsverfahren nehmen die Gläubiger (in diesem Fall faktisch der Staat) entweder die Offerte des Inhabers des Unternehmens an, oder sie fordern eine Verbesserung des Angebotes (was in diesem Fall mit Erfolg geschehen war), oder der Richter erklärt den Konkurs (auf spanisch „quiebra“), so dass das Unternehmen aufgelöst wird und die Gläubiger mit dem Erlös aus dem Verkauf der Aktiven so weit wie möglich befriedigt werden. Nachdem das Unternehmen als solches jedoch vom Staat übernommen wurde, verbleiben als Aktiven nur der Prozess gegen den Staat, von dem man nicht weiß, ob etwas dabei herausschaut und wie viel es eventuell sein würde. Ein privater Gläubiger würde den Zahlungsvorschlag, den SOCMA hier vorgelegt hat, bestimmt einem Konkurs vorziehen. Der Staat konnte vernünftigerweise auch nicht anders handeln.

			Die ursprüngliche Schuld wurde wegen der Inflation stark verwässert. Doch dies geschieht innerhalb gesetzlicher Bestimmungen. Einmal sieht das Konkursgesetz vor, dass die Passiven zum Zeitpunkt der Meldung des Vergleichsantrages nominell eingefroren werden. Und dann bestand damals das Konvertibilitätsgesetz, das nicht nur den Wechselkurs an den Dollar band, sondern auch Indexierungen verbot. Das Konvertibilitätsgesetz wurde 2002 nur bezüglich des Wechselkurses und der Deckung der monetären Basis mit ZB-Reserven außer Kraft gesetzt. Das Indexierungsverbot gilt weiter. Somit ist es juristisch richtig, dass diese Schuld, bei der die Pesos, in denen sie ausgedrückt war, ursprünglich Dollar zum Kurs von eins zu eins entsprachen, nicht berichtigt wurde. Beiläufig sei bemerkt, dass nach dem Zusammenbruch der Konvertibilität Anfang 2002 (unter Eduardo Duhalde als Präsident) bestimmt wurde, dass Dollarschulden gegenüber lokalen Banken zum Kurs von eins zu eins in Pesos umgewandelt wurden, womit sie von Anfang an real auf etwa ein Drittel verringert wurden. Der Fall der Schuld des Postunternehmens der Macri-Gruppe an den Staat ist somit gewiss keine Ausnahme, und hat sogar eine bessere legale Grundlage als sie bei privaten Dollarschulden im Jahr 2002 bestand.

			Für Präsident Mauricio Macri mag der Fall peinlich sein, und politisch schadet er ihm bestimmt, aber die Justiz kann grundsätzlich kaum viel anders urteilen, als sie es getan hat. Denn eine Indexierung der Schuld ist in diesem Fall nicht vorgesehen. Der Fall kann im Kongress diskutiert werden, die öffentliche Diskussion wird bestimmt weitergehen, aber es dürfte sich wohl kaum viel ändern. Denn es handelt sich hier nicht um einen Rechtsbruch, und noch weniger darum, dass Präsident Macri dafür verantwortlich ist, sondern um ein Justizverfahren, das mit großer Schlamperei abgewickelt wurde, sich jedoch an eine gesetzliche Ordnung gehalten hat, die dem Schuldner faktisch einen phänomenalen Schuldenerlass erlaubt. Was der Staat jedoch noch versuchen sollte, ist dass der Schuldner gleichzeitig mit der Annahme seines Zahlungsvorschlages auch die Klagen gegen den Staat zurückzieht. Denn sonst kann es gelegentlich noch so kommen, dass der Staat für die Zahlungen von SOCMA aufkommt. Denn es ist klar, das die Übernahme des Postunternehmens durch den Staat juristisch eine Konfiskation darstellt, während es eine Enteignung hätte sein sollen, bei der der Staat einen Preis zahlt, zumindest für das neue Postgebäude, dass die Macris gebaut haben. 

			Schließlich sollte sich die Regierung auch darum kümmern, dass die gesetzliche Regelung von Konkursen und Vergleichsverfahren auch eine Indexierung berücksichtigt, so dass die Schuldner nicht von der inflationsbedingten Verwässerung profitieren und in diesem Sinn die Prozesse mit allerlei juristischen Schikanen verlängern. Beiläufig sei noch bemerkt, dass es höchste Zeit ist, dass das Indexierungsverbot des Konvertibilitätsgesetzes, das ohnehin nicht ganz eingehalten wird, aber juristisch störend wirkt, aufgehoben wird.

			 

			 

		

	